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Die Sachbereichskommission 3 des freiburgischen Verfassungsrats (Staatsaufgaben, Finanzen) tagte zum 13. Mal am Montag, den 8. Oktober, in Grange in Villars-sur-Glâne.





Die Kommission setzte ihre Diskussionen zur "Bildung und Erziehung" fort und beschloss in Bezug auf die Universität und die Fachhochschulen folgendes:


Der Staat unterhält eine Universität und Fachhochschulen.


Der Staat fördert die wissenschaftliche Forschung, beteiligt sich an ihrer Entwicklung im Dienste der Gesamtheit der Gesellschaft und achtet darauf, dass die Universität dem Kanton Dienste erbringen kann.


Die Universität beteiligt sich an der internationalen und interkantonalen Zusammenarbeit.


Die Bedeutung der Zweisprachigkeit der Universität wurde auch diskutiert. Indes wurde auf die Fassung einer These verzichtet, ohne dass dabei die Kommission die Bedeutung der Zweisprachigkeit für die Universität Freiburg verkannt hätte.





Die Kommission befasste sich ferner mit den Privatschulen. Die Grundsatzdiskussionen mündeten in folgende Thesen:


Der Kanton ordnet die Aufsicht über die Privatschulen und den Privatunterricht.


Der Staat kann private Einrichtungen, welche Ausbildungsmöglichkeiten in Ergänzung zu den staatlichen anbieten, unterstützen, sofern der Nutzen dieser Ausbildungsmöglichkeiten anerkannt ist.





Schliesslich stellte die Kommission klar, dass der Kanton die berufliche Ausbildung, einschliesslich der Weiterbildung, regeln muss.








Nach der Pause wurden zwei Interessengemeinschaften angehört:


Vertreter der "Fédération fribourgeoise des retraités" unterrichteten die Kommissionsmitglieder über ihre Tätigkeit und forderte besondere Anerkennung der älteren Menschen in der Verfassung.


Zwei Vertreter des Initiativkomitees für Massnahmen zu Gunsten von Berggemeinden informierten die Kommissionsmitglieder über die schwierige finanzielle Situation der Berggemeinden und forderte die Fassung einer These, welche eine besondere Hilfe für diese Regionen vorsieht, im Rahmen der Totalrevision der Kantonsverfassung.








